von Sachverſtändigen wird erwogen werden. Die 


rechllichen 


Brel 


Porto 2 Thlr. 15 Sgr. Inſertionsgebühr 
fünfteilige Zeile in Pelliſchri 1½ Sgr. 


Nr. 48. Miltag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 
0. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 28. Januar. 
59. Sitzung des Hanſes der Abgeordneten. 


liſche die Miniſter v. d. Heydt, zur Lippe, d. Selchow und mehrere 
1 Bei Eröffnung der Sitzung durch den Präſidenten 
v. Forckenbeck find die Plätze im Haufe noch ſehr wenig beſetzt. 

Erſter Gegenſtand der T.⸗O. iſt der Bericht der Commiſſion für Finan⸗ 
zen und Zelle über die proviſoriſch erlaſſenen drei Verordnungen vom 6. Ja 
huar 1866, betreffend die Salzjieuer und den Verkehr mit Salz im 
Jahdegebiet, ſowie die Erhebung einer Nachſteuer vom Salz im Jahde⸗ 
gebiet und die Beſteuerung des inländiſchen Branntweins, ſowie die Steuer⸗ 
vergütung — ausgeführten Branntwein und die Uebergangsabgabe vom zoll⸗ 
vereinsländiſchen Branntwein im Jahdegebiet. 5 

Ref. Abg. Krieger (Berlin): Der Antrag der Commiſſion gebt dahin, 
den vorgelegten drei Verordnungen — wenngleich deren ohne vorgängige Zu⸗ 
ſtimmung des Landtages erfolgter Erlaß nicht für gerechtfertigt zu erachten — 
die verfaſſungsmäßige Genehmigung zu ertheilen. 

Finanzminiſter d. d. Heydt: Ich möchte ergebenſt anheimgeben, den 
Zwiſchenſat: „wenngleich — erachten“ nicht anzunehmen, da die Regierung 
in dieſer Sache erſt auf Grund der Anregung des Landtages vorgegangen iſt. 
Daraus wird man der Regierung alſo jetzt keinen Vorwurf machen können. 


Sollte das Haus jetzt anderer Anſicht ſein, ſo wird ſie die Regierung beachten; 


hier möchte ich aber bitten, in dem officiellen Beſchluß die Genehmigung pure 
auszusprechen. 

Ref. Abg. Krieger (Berlin) eıfläct, daß die Commiſſion in dem Zwiſchen⸗ 
ſatz der Regierung keinen Vorwurf habe machen wollen; es ſollte nur aus⸗ 
geſprochen werden, daß ein Nothſtand nicht vorhanden war. Referent giebt 
anheim, den Zwiſchenſatz abzulehnen. 3 

Abg. Reichenheim bittet für die Abſtimmung um eine entſprechende 
0 des Commiſſionsanttages. 

Derſelbe wird darauf ohne Debatte unter Wegla ſſung des Zwiſchen⸗ 
ſatzes angenommen. 

Zweiter Gegenſtand der T.⸗O. iſt der Bericht der Commiſſion für Han⸗ 
del und Gewerbe über den Antrag des Abg. Rohden (Steinfurt), gegen die 

egierung die Erwartung auszusprechen, fie werde, nach der in geeigneter 
Delle eingeholten Zuſtimmung der Bankantheilseigner, in der künftigen 
ung des Landtages demſelben einen Geſetzentwurf vorlegen, wodurch der 
Binfenbezug der geſetzlich der Bank eng gerichtlichen Depoſital⸗Capi⸗ 
talien und der Einlagen der Kirchen, Schulen, Hoſpitäler, milden Stiftungen 


und öffentlichen Anſtalten angemeſſen der Durchſchnittshöhe des Discontoſatzes 


und den og des jetzigen Bankverkehrs erhöht werde. Ref. Abgeordneter 
v. Overweg ſtellt im Namen der Commiſſion den Antrag auf T. O. 

Abg. Rhoden, Steinfurt, (wegen der Unruhe im Haufe kaum verſtändlich) 
ſpricht in längerer Rede für ſeinen Antrag. Trotzdem die Bankantheilseigner 
11 Procent Dividende hätten, würden fie freiwillig doch nichts herausgeben, 
wenn die Regierung nicht den Drücker in die Hand nehme. Ein Uebelſtand 
dem abgeholfen werden müſſe, ſei vorha den. Wenn die Commiſſion ſage, 
die Bank müſſe dann zur raſchen Rückzahlung ſolcher Depoſiten von Kirchen 
und Stiftern allein mehrere Millionen Baarbeſtand halten, fo gehe aus ſeiner 
Erfahrung doch hervor, daß mit ſehr wenigen Ausnahmen die 3 
und Einziehungen an Depoſitaltagen regelmäßig gleich ſeien. Das Geſetz vom 
7. Mai 1856 habe er auch nicht bergeſſen, ſondern er wolle die Regierung 
gerade auffordern, mit den Bankantheilseignern ſich zu einigen. Der Antrag 
ve ‚mit der Aufhebung der Zinsbeſchränkungen zuſammen. Diejenigen, 
die frei über ihr Capital disponiren, hätten jetzt größeren Nutzen, während 
die unter der Obhut des Staates verwalteten Capitalien höchſtens 3 Procent 
erzielen. Werde ſein Antrag heute nicht angenommen, fo werde er ihn fpäter 
immer wieder vorbringen, bis er angenommen werde. Redner bittet ſchließ⸗ 
lich, nicht r des Ueberganges zur T.⸗O. zu wählen, ſondern eventuell 
lieber ſeinen Antrag abzulehnen. 

Abg. Michaelis (Stettin): Man kann dieſe einzelne Frage nicht von den 
anderen damit zuſammenhängenden loslöſen, um ſie geſetzlich zu behandeln. 
Die Commiſſion hat ſich die Sache elwas leicht gemacht. Wenn es heißt, es 
könnten nicht für Depoſiten, welche ohne Kündigung rückzahlbar find, höhere 
Zinſen ſtipulirt werden, ſo könnte man daraus folgern, daß man das wohl 
verlangen könnte, wenn dieſe Capitalien nicht ohne Kündigung zurückgezahlt 
würden. Die Stettiner Privatbank hat bei halbjähriger Kündigung einen 
Zinsſatz von 1 Procent unter dem Bankdisconto und hat alſo in dieſem Jahre 
mehrere Monate 8 Precent Zinſen gegeben. Daß alſo höhere Zinſen gezablt 
werden können, iſt klar; aber man kann nicht eine für immer ſtipulirte Er⸗ 
böhung verlangen. Von dieſer Unbeweglichleit des Zinsfußes rühren auch 
alle die Schwankungen her. Gegenwärtig können wir alfo über dieſen einzel: 
nen Punkt nicht beſchließen, ſondern bei dem bevorſtehenden Ablauf des Bank⸗ 

rivilegiums wird ihn die Regierung in Erwägung ziehen müſſen; und ich 
erlaube mir, die Regierung zu fragen, in welcher Weiſe fie das zu thun 
r der Sache felbit alſo können wir jetzt nicht für den Antrag 

immen. ebrigens liegt in dem Uebergehen zur Tagesordnung durchaus 
nichts Geringſchäiges 0 i 

Abg. Dr. Michelis (Allenſtein)): Die Ausführungen des, Vorredners 
fallen don vornherein, da fie nur einfeitig den Standpunkt des Geldintereſſes 
And nicht den der Humanität berüchſichtigen. Wir können die Vormundſchaft, 

e Kirche und Schule nicht in die Fluctuation des Intereſſes der materiellen 
Verhältniſſe ziehen, wie es nach Aufhebung der Wuchergeſetze jetzt geſchehen 
würde. Ich wende mich damit namentlich an die Liberalen, nicht an die Con 
ſerdativen, deren Conſervatismus hierin ich ſehr gut verſtehe (Heiterkeit); 
geben Sie ein Dementi dem Grundſatz, daß in Geldſachen die Gemüthlichkeit 
se! (Heiterkeit) (Redner ſpricht noch über das Verhältniß von Staat 

Kirche 


Reg.⸗Commiſſar Dechend: Auf die Anfrage des Abg. Michaelis kann, 
keine beſtimmte Erklärung abgeben, da ich darauf nicht vorbereitet bin. 
ch kann aber verſichern, daß der Gegzenſtand forgfältig und unter Zuziehung 
5 1 ie Bankverwaltung und die 
egle ung theilen durchaus dis Anſicht über die große Wichtigkeit der Sache. 
Abg. b. Vincke (Hagen): Die Verzinſung der Bankantheile mag noch 
8 Mr fein, ſo wird man ihnen einen freiwilligen Verzicht nicht zumuthen 
önnen. So lange die Bank ſoſort zur Rückzahlung bereit ſein muß, kann 
man ihr einen hoͤhern Zinsfuß nicht octroyiren. Und wenn auch morgen der 
Herr Abgeordnete für Allenſtein den Antrag ftellt, daß in Geldſachen die Ge 
muthlichkeit nicht aufzubbren hat (Heiterkeit), ſo wird ſich der Markt darum 
Wenig fümmern; So lange die Grundsätze der Nationalbkonomie noch in der 
Welt find, wird in Geldſachen die Gemüthlichkeit immer aufhören. In meiner 
ſehr langen Erfahrung iſt es mir auch roch nicht vorgekommen, daß das Un⸗ 
ringen von Geldern von Mündeln Schwierigkeiten gemacht hätte. Uebri⸗ 
mand e ich auch die Form des Commiſſionsantrages für die milcefte, die 
ich war. 8 
Der Sultiyminiter Graf zur Lippe bemerkt, daß abgeſehen von den 
; edenken, die der Commiſſtonsbericht gegen den Antrag anführe, 
auch kein ihatſächliches Bebürfniß zur Aenderung der bisherigen Verhältniſſe 
borüsge, Es beſtehe allerdings ein großer Uebelſtand darin, daß die Män⸗ 
delgelder zu ganz verſchiedenen Zinsſatzen angelegt würden, doch laſſe ſich 
felgen nur bei einer Reform des ganzen Gebietes dieſer Geſetzgebung be⸗ 
n. 
Ng Dr. Michelis (Allenſtein): Ich bin dem Herrn Abg. v. Binde 
ſehr dankbar für die prokliſchen Rathſchläge, die er mir gegeben; die Inſi⸗ 
mation aber, die er mir macht, daß ich dem Hauſe vorgeſchlagen habe, zu 
erklaren, in Geldſachen höre die Gemütlichkeit nicht auf, muß ich zurück⸗ 
welſen. Wollte ich ſeine Inſinuation mit einer gleichen erwidern, jo müßte 
ib ſagen, er ſchlage vor, jeden armen Menſchen, don dem man um eine 
Gabe angeſprochen wird, mit den Worten abzuweiſen: „Nein, ich kann dir 
„denn in Geldſachen hört die Gemüthlichkeit auf.“ Was den 
rechllichen Standpunkt anbelangt, jo glaube ich, liegt ein Mangel vor, an 
Unterſcheidung zwiſchen dem abſoluten und dem relativen Recht, der nicht 
dlos hierin, ſondern in ſehr vielen anderen Dingen von großer Bedeutung 
ift. Ich verſtehe es, wie Jemand, der nie dieſe Unterſcheidung gemacht hat, 
bald kechts bald links ſtehen kann, und doch immer auf dem Rechtsſtandpunkt 
zu ſtehen glaubt. (Bravo!) Ich für meinen Theſl habe nie die ewigen 


auer 


Bierteljähriger Abonnementspteis in Breslau 2 Thlr. außerhalb incl. 
den Raum ein 


Cöffnung 11% Uhr. Die Trisünen find ſchwach beſezt. Am Miniſter⸗ ® 


Der Schluß der Debatte wird darauf angenommen. Der Berichlerſtatter 
Abg. Overweg befürwortet noch einmal den Antrag der Commiſſion gegen 
die Angriffe des Abg. Rohden. Der Antrag der Commiſſion wird darauf 
mit ſehr großer Majorität angenommen. - 52 

Nächſter oe der Tages⸗Ordnung ift der Bericht der Commiſſion 
für Handel und Gewerbe über den Geſetzentwurf, betreffend 
den Gewerbebetrieb der Verſicherungs⸗Agenten, und über die 
eimjolägigen Petitionen. — Berichterſtatter Abg. ECornely. Die Commiſſion 

eantragt: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: dem vorliegenden Ge⸗ 
ſetzentwurfe der Abgg. Michaelis (Stettin), Krieger (Berlin) und Genoſſen 
die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen und dadurch die vorliegenden 
Petitionen, welche auf den Erlaß eines ſolchen Geſetzes gerichtet ſind, für er⸗ 
ledigt zu erklären.“ 

Der Geſetzentwurf lautet: 

§ 1. Beamte, Haupt⸗ und Unter ⸗Agenten von Verſicherungs⸗Gefell⸗ 
ſchaften können fortan auch außerhalb ihres Wohnorts umherziehend Ver⸗ 
ſicherungen aufſuchen. - f : 

Dieſer Gewerbebetrieb iſt den Beſtimmungen des Regulativs vom 28. April 
1824 über den Gewerbebetrieb im Umherziehen (Geſez⸗Sammlung S. 125) 
nicht unterworfen.“ 5 0 5 

Abg. Laßwitz: Die königliche Staatsregierung hat über die vorliegende 
Sache durch die Provinzialregierungen Erhebungen anſtellen laſſen, und es 
haben ſich dabei 19 derſelben dahin ausgesprochen, daß den Verſicherungs⸗ 
Agenten das Herumziehen nicht geſtattet ſein ſolle. Wenn aber bei irgend 
einem Gegenſtande das Wort vom „grünen Tiſche“ ſeine Anwendung findet, 
ſo iſt das hier. Denn im praktiſchen Leben ſieht die Sache in der That ganz anders aus. 
Als erſter Grund gegen das Hauſtren wird angeführt, daß kein Bedürfniß 
dazu da ſei. Nun, m. H., wir leſen gewiß fait wöchentlich in den öffentlichen 
Blättern Beiteleien zur Unterſtützung von Abgebrannten, und die Statiſtik 
weiſt andererſeits nach, daß ein großer Theil von Mobilien noch unverſichert 
iſt. Das ſpricht doch deutlich genug für das Bedürfniß. Sodann ſagt man, 
das Publikum werde zu ſehr durch das Hauſiren beläſtigt werden; ich denke 
aber, das Publikum wird ſich auch in ſolchen Fällen am beſten allein zu 
ſchützen wiſſen, eben ſo gut, wie gegen Weinreiſende, Subſcribentenſammler, 
Tractätchenverbreiter und ſlovakiſche Keſſelflicker. Der Hauptgrund endlich, 
den man gegen den Geſetzentwurf vorhringt, iſt, daß der Anreiz zu Brand⸗ 
ſtiftungen dadurch mehr Nahrung bekommen werde. Ich bebaupte dem gegen: 
über, daß gerade das Gegentheil davon eintreten wird; wir werden weniger 
Ueber⸗Verſicherungen und in Folge deſſen weniger Brandſtiftu gen haben. 

Die Verſicherungs⸗Geſellſchaften werden ihre Inſpectoren ſelbſt in die ver⸗ 
ſchiedenen Ortſchaften ſenden, ſie werden die Verſicherungsnehmer darüber be⸗ 
lehren, was Rechten iſt, und daß ſie im Falle eines Unglüdes ihrer eigenen 
Taſche am meiſten ſchaden. Allerdings haben die Geſellſchaften das Recht, 
überall Agenten anzustellen. Es giebt aber nichts Schwierigeres, als gute 
u un aufzufinden, namentlich in Dorfſchaſten; die Geſellſchaften müſſen ſich 
daher mit ſchlechten Agenten begnügen, welche, um gute Probifionen zu ber 
kommen, zu hohe Verſicherungen annehmen. Alles das ſind Gründe, um 
gerade das Gegentheil von dem herbeizuführen, was die Staatsregierung will. 
Wenn ſchließlich irgend eine Verordnung dazu angethan iſt, umgangen zu 
werden, ſo iſt es gerade dieſe, die, wie viele andere, noch aus der Zeit des 
Abſolutismus herrührt. Nach wie vor werden Verſicherungen durch Agenten 
aufgeſucht, und daß dabei N Geſellſchaſten im Vortheil bot den & 
wiſſenhaſten Geſellſchaſten find, ift klar. Nach alledem kann ich nur das Er⸗ 
ſuchen an die königliche Staatsregierung ſtellen, von ihren bisherigen Ans 
ſichten hierüber abzuſtehen und dem Commiſſionsberichte ihre Zuftimmung 
zu ertheilen. 

Abg. v. Nordenflycht wendet ſich in ausführlicher, von Seiten des 
Hauſes jedoch mit großer Unaufmerkſamkeit 1 Rede gegen 
den Geſetzentwurf und verſucht die Deducuonen des Commiſſions⸗Berichtes 14 
widerlegen. Die frühere Conceſſions⸗Ertheilung an Verſicherungs⸗Agenten ſei 
eine Form der Vorſicht geweſen; wolle man jetzt auch dieſe weite Form der 
Vorſicht, das Verbot des Hauſtrens aufheben, fo werde das zum Nachtheil 
der Sache ſelbſt ausſchlagen. Das Hauſfirgeſchäft ſei überhaupt kein 5 
Geſchäft; er konne daſſelbe, obgleich er im Allgemeinen für wirthſchaftliche 
Freiheit ſei, für kein Poſtulat derſelben halten. Nachdem die Nothwendigkeit 
der Concefliongeriheilung an Verſicherungs⸗Agenten aufgehoben ſei, ſei die 
Folge dieſer Concurrenz das Entſtehen einer Maſſe von Verſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaften außer den öffentlichen Societäten geweſen; wenn aber dieſe Concur⸗ 
renz noch nicht genüge, um dem Publikum fo wohlfeil wie möglich die Ver⸗ 
ragt zu verſchaffen, fo bindere ja nichts, daß noch neue Geſellſchaften 
ich bildeten. Das ſtehende Gewerbe ſei die Hauptſache im Gewerbebetrieb, 
das Hauſirgeſchäft nur eine Ausnahme; es verfiohe gegen das geubiiße 
Grundrecht, daß Jedermann unbeläſtigt fei und daß namentlich die Wohnung 
nicht verletzt werden dürfe. Durch die Belehrungen der Agenten über das 
Verſicherungsweſen verliere der gemeine Mann an Selbſtſtändigkeit. Die 
Agenten feien letzt ſchon ſchlecht, mit der Annahme des Geſetzes aber würden 
ſie noch ſchlechter werden, denn die Controle ſei dann noch ſchwieriger durch⸗ 
zuführen, Endlich ſei die Freigebung des Hauſirens in dieſem Punkte incon⸗ 
beniert gegenüber der übrigen Geſetzgebung. 

Der Schluß der Discuſſion wird angenommen. Als Antragſteller erhält 
noch das Wort 

Abg. Michaelis (Stettin): Der Geſetzentwurf, den ich Ihnen vorgelegt 
habe, betrifft eine Geſetzgebung, die noch in vielen anderen Punkten der Ver⸗ 
beſſerung bedarf, Ich habe aber nur dieſen einen denk herausgegriffen, weil 
er der drängendſte geworden ift, ſeitdem durch Auſhörung der Conceſſions⸗ 
Ertheilung eine Befreiung des Verſicherungsgewerbes eingetreten iſt. Seit⸗ 
dem iſt neu entbrannt der Concurrenz-Kampf der öffentlichen Societäten ge⸗ 
gen das Privat⸗Gewerbe. Dieſe Art der Concurrenz iſt für das Verſiche⸗ 
rungsweſen ſelbſt unerträglich geworden und droht das Publikum um die 
Vortheile zu bringen, welche durch Aufhebung des Conceſſtonsweſers für Ver⸗ 
ſicherungs⸗Agenten in Ausſicht geſtellt wurden. Es iſt Ihnen, meine Herren, 
gezeigt worden, daß durch das Verbot des Hauſirens die Geſellſchaften ge 
zwungen werden, mehr Agenten anzuſtellen, als ſonſt nöthig ſein würden und 
daß ſie in Folge deſſen niedere Anforderungen an ihre Agenten ſtellen müſſen. 
Dadurch, Nu Herumziehen frei gegeben wird, bekommen die Geſellſchaften 
die Möglichkeit, weniger Beamte für größere Kreiſe anſtellen zu können. Eine 
andere Seite liegt darin, daß ohne dieſe Möglichkeit für das Verſicherungs⸗ 
Gewerbe auch die Möglichkeit der Belehrung verkleinert wird. Als der inter⸗ 
nationale ſtatiſtiſche Congreß hier zuſammentrat, hielt der Herr Miniſter des 
. bei Eröffnung deſſelben eine Rede, in der er auch die Aufgabe der 

tatiftit in Bezug auf das Verſicherungsweſen berührte und namentlich die 
Nothwendigkeit betonte, die Belehrung über die Nützlichkeit deſſelben immer 
weiteren Kreiſen zukommen zu laſſen. Ich weiß nicht, ob es in Preußen 
Sitte werden ſoll, mit guten Geſetzentwürfen nur Staat zu machen, wenn 
aus allen anderen Ländern hier Männer verſammelt ſind, oder ob ſie nicht 
auch ins Leben treten ſollen. 3 

Die Hauptthätigleit des Handels und des umherziehenden Handels iſt 
nicht blos, die beſtehenden Bedürfniſſe zu befriedigen und ihre Befrie⸗ 
digung zu vermitteln, ſondern vor Allem, Bedürfniſſe zu wecken. Denn 
das iſt Ste 70 der Arbeitsluſt der Menſchen, das tft Steigerung 
der Cultur. Dieſe Thätigkeit des Handels iſt eine der wohlthätigſten in Bezug 


auf feine Wirkſamkeit. Und gerade für das Verſicherungsweſen, das nur h 


durch Ueberzeugung Propaganda machen kann, muß die Propaganda frei 
ſein, wenn unverſchuldetem Unglück bornebeugt, wenn im Falle frühen Todes 
für die Nachkommen gelorgt werden ſoll. Dadurch, daß Sie dieſe Propa⸗ 
anda frei geben, ver 
beit in der 88 die ſich zung nicht im Voraus berechnen laſſen. 
Doch können Sie das immerhin ſchon be 

im Jahre 1854 der Betrag des gegen Feuersgefahr 


3 


Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


reiten Sie Keime des Wohlſtandes und der Zufrieden: | bie 


ceitun 


edition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
und Montag 


alten Beſtellungen auf die Zeitung, welche S 
ee übrigen Fon . — erſcheint. 


Dinstag, den 29. Jannar 1867. 


Th 
weſentlich dazu beiträgt, Zufrie „Wohlſtand, Lebensfreude zu ſchaffen, 
die Freude am Culturleben zu verbreiten und unſere Cultur fabſt und den 
Zuſtand der Ge ſammtheit zu heben. (Beifall.) 

. Abg. Cornely befürwortet nochmals die Annahme des Geſetzent⸗ 
wurfs. Daß derſelbe ein dringendes Bedürfniß ſei und im Intereſſe des Ge⸗ 
meinwohles liege, gehe ſchon aus den vielfachen Petitionen heror, die mit 
Bezug hierauf eingegangen ſind. 

Es wird darauf zur Abſtimmung geſchritten; für dies Geſetz ſtimmt die 

ze Linke, die Polen, die katholiſche Fraction mit Ausnahme von 3 (Abg. 
ohden), der nt Theil der Altliberalen; dagegen die Conſervativen mit 

dem Abg. v. Vincke (Hagen). Da dem Büreau das Reſultat zweifelhaft 
iſt, wird gezählt; es ergiebt ſich, daß das Geſetz mit 126 gegen 104 Stimmen 
angenommen iſt. N 

er vierte Gegenſtand der T. O. iſt der Bericht der Agrar⸗Commiſſion 
über das Vorfluth⸗Geſetz für Neuborpommern und Rügen. — Die Com: 
miſſion beantragt einftimmig die unveränderte * des Geſetzes. 

In der Special⸗Discuſſion zu $ 1 weiſt Abg. Graf Kleiſt darauf hin, 
daß in den Landestheilen, in denen das allgemeine Landrecht giltig iſt, be⸗ 

recht gte Wünſche obwalten in Bezug auf die Aenderung der Grundsätze, nach 
denen die Koſten dieſer Einrichtungen zu vertheilen find. Er ſpricht die Hoffe 
nung aus, daß die Staatsregierung bei einer Reviſion der Geſetzgebung 
darauf Rückſicht nehmen möge. 3 . 

Da Ehe Greif erklärt, daß ſich die 1 — bereits mit dieſer 
rage beſchäftige und man auf die nöthigen Verbeſſerungen dieſes Geſetzes 
ür dieſe Provinzen Rückſicht nehmen werde, wenn es ſich um die Einführung 

deſſelben in den neuerworbenen Landestheilen handle. 

Der fünfte Gegenſtand der T.⸗O. iſt der Bericht der Juſtiz⸗Commiſſion 
über den Geſetzentwurf, betreffend das Güterrecht der Ehegatten im Bezirke 
des Juſtiz Senats zu Ehrenbreitſtein. — Die Commiſſion iſt in eine Special⸗ 
berathung des Geſetzes nicht eingetreten, ſondern beantragt aus allgemeinen 
Gründen, den Geſetzentwurf abzulehnen. g 

Ref. Abg. Steltzer leg die Gründe dar, welche die Commiſſion zu dieſem 
Antrage Ara haben. Das Bedürfniß einer Regelung der fraglichen Anz 
gelegenheit habe man durchaus anerkannt und auch gegen das Princip des 
Geſetzes nichts einzuwenden gehabt. Der Haupigrund, der die Commiſſion 
geleitet, ſei der geweſen, daß in den jetzt mit Preußen vereinigten Landes⸗ 
theilen ganz ähnliche Einrichtungen beſtehen, die gleichfalls geändert werden 


müſſen. 

Ye frühere Zuſtand einer beſonderen Geſetzgebung für den Juſtiz⸗ 
Senatsbezirk ſei leider nicht zu ändern geweſen, da der letztere außer an das 
Gebiet des franzöſiſchen Rechts faſt nur an das Ausland gegrenzt habe; jetzt 
ſei ſolches nicht mehr der Fall, der Bezirk exiſtire nicht mehr in feiner früheren 
Abgeſchloſſenheit, es müßte jetzt im Intereſſe derer, die mit jenem Bezirke zu 
verkehren hätten, dahin geſtrebt werden, daß dieſer an der Grenze des ehe⸗ 
maligen Naſſau ſich lang hinſtreckende Bezirk mit dieſem letzteren eine gleiche 
Geſetzgebung erhalte, fo daß Niemand im Zweifel fein könne, welches Geſetz 
an dem betreffenden Orte gelte. Nehme man das gegenwärtige Geſetz an, ſo 
werde eine neue Rechtsunſicherheit geſchaffen werden. In den 9 Monaten bis 
zum Wiederzuſammentritt des Laadtages unter Zutritt der Abgeordneten der 
neuen Provinzen konne die Regierung genugſam die Wünſche dieſer neuen 
Landestheile erforſchen und ihnen Veranlaſſung dazu geben, ſich insbeſondere 
über den vorliegenden Geſetzentwurf und darüber, ob ſie ein mit dem Oſt⸗ 
Rhein gemeinſames eheliches Güterrecht für wünſchenswerth hielten, zu äußern, 

Wolle man aber auch don der Frage, ob eine Aenderung des ehelichen 
Güterreht3 in den neu erworbenen Landestheilen erfolgen ſoll, gänzlich ab: 
ſehen und lediglich das Intereſſe des n in das Auge faſſen, 
ſo war auch alsdann die Commiſſion der Anſicht, daß die neuen Erwerbun⸗ 
gen einen ſolchen Einfluß auf die Frage, ob das Geſetz für den Juſtizſenats⸗ 
Bezirk zweckmäßig ſei, augübten, daß es einer anderweitigen gründlichen Er⸗ 
oͤrterung dieſer Frage mit Vertretern jener Landestheile bedürfen werde. Das 
Geſetz ſei alſo augenblicklich nicht opportun, man möge es deshalb ablehnen. 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Als am Beginn des Jahres 1865 die: 
ſer Geſeßentwurf dem Hauſe zur Berathung unterbreitet war, befand ich mich 
in der erfreulichen Lage, der Commiſſion meine volle Anerkennung über die 
eingehende Berathung des * 1 . age In dieſer glücklichen Lage 
befinde ich mich heute nicht. Die Commiſſion hat das Bedürfniß zwar aner⸗ 
kannt, empfiehlt aber dennoch, das Geſetz abzulehnen. Als Hauptgrund hier⸗ 
für wird ang den daß die Verhältniſſe in den neuerworbenen Ländern ähn⸗ 
lich wären. Es iſt aber nicht möglich, in der nächſten Seſſion ſchon einen 
Geſetzentwurf hierüber vorzulegen, da die Staatsregierung auf eine Aende⸗ 
rung der beſtehenden Verhältniſſe nicht eingehen wird, als bis von dort das 
dringende Anberlangen geſtellt wird. Es werden dadurch die Vermoͤgensver⸗ 
bältnifje der Familien ꝛc. erheblich berührt und dieſe Verhältniſſe gehören doch 
gerade zu den berechtigten Eigenthümlichteiten, welche, wenn es von dort ge⸗ 
wünſcht wird, geſchont werden müſſen. Wenn Sie nach dem Antrage der 


Commiſſion die Regierungsvorlage verwerfen, jo geben Sie damit der Regie⸗ 
rung volle Freiheit, das eheliche Güterrecht am Ofiehemn nach den 8 
aber wohl ſehr die 


en des allgemeinen Landrechts eintreten zu laſſen; es iſt 
Frage, ob dies im Intereſſe des betreffenden Landestheiles liegen würde, und 
ich muß es der Erwägung des Hauſes überlaſſen, ob man die Wohlihaten 
dieſes Geſetzes jenem Landestheile noch vorenthalten will. 

Abg. Frech befürwortet den Commiſſionsantrag, da es jetzt im Intereſſe 
der oſtrheiniſchen Landestheile ſelbſt liege, daß, wenn eine Aenderung in der 
Geſetzgebung des ehelichen Güterrechtes beliebt werde, dies gleichzeitig auch 
in den Landestheilen erfolge, wo gleiches Recht gelte. 

Abg. Rohden ſpricht gleichfalls für den Commiſſionsantrag, der das wahre 
Jutereſſe der Geſetzgebung im Auge habe, indem er die Rechtsgleichheit, die 
früher zerriſſen worden fei, wiederherſtellen wolle. i 

Ref. Abg. Stelzer vertheidigt den Commiſſionsantrag gegenüber den 
Ausführungen des Juſtizminiſters. 

Abg. Hübner zur Vaeter Wenn ich auch mit dem Antrage 
der Commiſſion ſachl ich einverſtanden bin, ſo kann ich doch das Verfahren 
derſelben, daß ſie auf eine Specialberathung des Geſetzes nicht eingegangen 
ift, für nicht geſchäftsordnungsmäßig halten und möchte ein ſolches Borg 
nicht als Präcedenz betrachtet wiſſen. : 

Abg. Dr. Gneiſt: Wenn ich auch mit dem Vorredner darin einverſtanden 
bin, daß der Commiſſionsbeſchluß kein Präjudiz dafür fein darf, um Specials 
Debatten abzuſchneiden, jo glaube ich doch, daß wir mit Rügſicht auf die Lage 
der Sache die Commiſſion davon dispenſiren können. Da fie einſti der 
Anſicht war, daß in Folge fo durchgreifender Territorialveränderungen ſich der 
Boden der Geſetzgebung gänzlich geändert habe, war es wohl eine ſchwere 
ZJumuthung, eine ſolche Codification noch durchzuberathen. 5 

Abg. Dr. Koſch: Das Verfahren der Commilfion ſcheint mir vollkommen 
angemeſſen. Der vorliegende Bericht iſt nur als Vorbericht zu betrachten: 
lehnt das Haus den Commiſſionsantrag ab, ſo geht die Sache an die Com⸗ 
miſſion zur Specialberathung zurück. ; 

räfivent v. Forckenbeck conftatirt, daß ein Proteſt gegen die Ae 
des — nicht eingegangen ſei. Fr der er erfolgten Ab⸗ 
5 204 895 berielbe mit allen gegen 2 Stimmen angenommen, das Geſetz 

o abgelehn 5 

Letzter Gegenſtand der Tagesordnung ift der Bericht der Commiſſion zur 
u f el el über die allgemeinen Rechnungen der 
ahre 1863. 

Ref. Abg. Virchow: Auf Antrag der me wird ohne Debatte die 
Entlaſtung der Regierung für die allgemeinen Rechnungen über den Staats⸗ 
ausbaltsetat und die Verwaltung des Staatsſchaßes bon 1859—1863 ans⸗ 
geſprochen. Außerdem liegt der Antrag der Commiſſion vor, die Regierung 


aufzufordern, 
1) dem Landtage in der ion den Entwurf eines Geſetzes über 
Gin und die Bieten 1 


richtung der kammer vorzulegen, 
bachten, wenn Sie erwägen, daß] 21 x — 1 1 „ da — . — 
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verſicherten Vermögens! Rechnungskammer über diejenigen Vehehliäen el der Verwaltung, welche 
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ttelegraphirt: „Durch Conferenzprotocoll vom 21. d. M. ſollen die Re 
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bevor die Verfaſſung in Kraft getreten, vorläufig Preußen dem nächſten 
Parlamente gegenüber übertragen hat. Abgeſehen von dieſem Protocol, 
gilt für wahrſcheinlich, daß der von mehreren Regierungen geäußerte S 
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aus Veranlaſſung der Prüfung der R ungen entdeckt werden, ſowie bier 
jenigen Abweichungen von den geſetzlich feſtgeſtellten Staatsbaushaltsetats 
und von denſelben zu Grunde liegenden Etats und Nachweiſungen, welche 
etwa durch allerhöchſte Ordres ſchon vor der Rechnungsreviſion juſtificirt wor⸗ 
den find, der Landesvertretung mitzutheilen ſeien. Bi 

Abg. v. Binde (Hagen) wendet ſich gegen den letzten Theil des Antrages 
sub 2, weil dadurch Conflicte mit der Krone herbeigeführt werden, und bittet, 
die Aae Teese demgemäß einzurichten. . 

bg. Tweſten: Es iſt nie als Recht anerkannt worden, daß Etatsüber⸗ 
ſchreitungen einfach durch Cabinetsordres belegt werden. Ehe daher das 
92 5 über die Ober⸗Rechnungskammer erſcheint, müſſen wir unſere Schuldig⸗ 
eit thun. a 

Abg. v. Vincke (Hagen): Ich ſcheine mißverſtanden worden zu ſein; ich 
will nur nicht, daß Cabinetsordres ohne die Billigung dieſes Hauſes keine 
Geltung haben ſollen. Hüten wir uns vor einem ſolchen Eingriffe in die 
Rechte der Krone, der nur Conflicte erzeugen kann. 5 

Abg. Tweſten: Der differente Punkt liegt in der Aenderung der Aus⸗ 
gaben in einzelnen Titeln gegen den geſetzlich feſtgeſtellten Etat und die Ca⸗ 
binetsordres darüber müſſen uns vorgelegt werden. 

Abg. Lasker: Ich bitte den Herrn v. Vincke, uns ſeine Anſicht über die 
Bedeutung der einzelnen Titel auseinanderzuſetzen, wenn er ſie nicht als Norm 
der Ausgaben anerkennen will. 

Abg. Gr. Schwerin: Ich bedauere, daß die Regierung ſich gar nicht 
uber dieſe Frage ausſpricht. Meiner Auffaſſung nach liegt die Verwaltung 
innerhalb der einzelnen Titel (und ich glaube ganz im Intereſſe der Zweck⸗ 
mäßigkeit) in der Befugniß der Executive, ohne daß uns deshalb die Ordres 
darüber vorgelegt zu werden brauchten. 1 

Präſ. v. Forckenbeck: Der Herr Finanzminiſter hat mich am Anfange 
der Sitzung beauftragt, falls es bemängelt würde, daß die Regierung ſich 
über dieſe Frage nicht äußere, zu erklären, daß er ſelbſt durch dringende Ge⸗ 
ſchäfte verhindert ſei, zu erſcheinen und daß die beiden Commiſſarien plötzlich 
erkrankt ſeien und deswegen eine Mittheilung ſeitens der Regierung unter⸗ 
bleiben müſſe. | 

Abg. v. Vincke (Hagen) ftellt in Folge dieſer Erklärung den Antrag auf 
Vertagung, welcher angenommen wird. 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung Dinstag 10 Uhr. Tages⸗ 
1 Fortſetzung der heutigen Tages⸗Ordnung und die Eifenbahns 
vorlage. 


Berlin, 28. Jan. [Amtliches.] Se. Maj. der König hat den nach⸗ 
benannten Perſonen Orden ꝛc. verliehen und zwar: den königl. Kronen⸗ 
Orden dritter Klaſſe: dem Rechnungs⸗Rath und Hoſſtaats⸗Secretär Kanzki; 
den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe am weißen Bande mit ſchwar⸗ 

er Einfaffung: dem Stallmeiſter Rieck; den rothen Adler⸗Orden vier- 

le Klaſſe: dem Kammerdiener Schmidke und das allgemeine Ehren⸗ 
zeichen am Bande des rothen Adler⸗Ordens mit einem ſchwarzen 
Streifen: dem Leib⸗Neitknecht Seelbinder. i 

Dem ſeitherigen Vorſitzenden der königlichen Direction der Weſtfäliſchen 
Eiſenbahn, Eiſenbahn⸗Director Eggert zu Münſter, iſt die Stelle als Staats⸗ 
Commiſſar bei der Thüringiſchen Eiſenbahn zu Erfurt, mit welcher der Vorſitz 
in der Direction und in dem Verwaltungsrath der Thüringiſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft verbunden iſt, verliehen worden. — Dem ſeitherigen Mitgliede der 
königlichen Eiſenbahn⸗Direction zu Elberfeld, Regierungsrath Lentze, iſt die 
Stelle des Vorſitzenden der königlichen Direction der ab n n Eifenbahn 

u Münſter verliehen worden. — Dem königlichen Eiſenbahn⸗Commiſſar, Ges 
debe Regierungsrath v. Noſtitz zu Erfurt, iſt die Stelle des vom Staate 
ſch ernennenden Mitgliedes der Direction der Köln⸗Mindener Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 


chaft zu Köln übertragen worden. — Der als Hilfsarbeiter beim Handels⸗ H 


minifterium beſchäftigt geweſene lönigliche Landbaumeiſter Neumann zu 
Berlin iſt zum königlichen Bau⸗Inſpector ernannt und als ſolcher bei der 
königlichen Miniſterial⸗Bau⸗Commiſſion angeſtellt worden. 

Verordnung, betreffend die Aufrechthaltung der Intereſſen 

des offentlichen Dienſtes in dem ehemaligen Königreich Han⸗ 
nover.] Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc, verord⸗ 
nen für das Gebiet des ehemaligen Königreichs Hannover, im Anſchluß an 
Unſere Ordre vom 3. Dezember v. J., was folgt: 
81. Beamte, deren Verhalten in oder außer dem Amte eine Verletzung 
der Uns ſchuldigen Treue enthält und ſomit der Vorausſetzung zuwiderläuft, 
von welcher bereits in Unſerem Beſitznahme⸗Patente vom 3. October v. J. 
ihre Belaſſung im Genuß der Dienſteinkünfte abhängig gemacht worden iſt, 
find durch Beſchluß des Staats miniſteriums, nach Befinden unter gänzlichem 
oder theilweiſem Verluſt ihrer Dienſteinkünſte (Gehalt, Wartegeld oder Pen⸗ 
ſion u. ſ. w.), aus ihren Aemtern zu entfernen. 

„Der im § 1 gedachte Beſchluß des Slagts⸗Miniſteriums unterliegt 
lie n wenn der Beamte vom Könige ernannt oder beftätigt 
worden iſt. 

$ 3. Die Beſtimmungen der SS 1 und 2 finden bis zur Einführung 
der preußiſchen Verfaſſung in dem ehemaligen Königreich Hannover auf alle 
un r oder im mittelbaren Staatsdienſt ſtehenden Beamten Ans 
wendung. 

Arkunplich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem königlichen Inſiegel. i 
Gegeben Berlin, den 24. Januar 1867. 
L Wilhelm. 


f Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen u. ſ. w. 

Berlin, 28. Jan. [Das Befinden Sr. Maj. des Königs! 
iſt den Umſtänden angemeſſen recht befriedigend. Allerhöͤchſtderſelbe 
empfingen um 12% Uhr den General⸗Lieutenant v. Manſtein, Com⸗ 
mandeur der 6. Diviſton und nahmen hiernach den Vortrag des Geh. 
Cabinetsraths v. Mühler entgegen. Um 3 Uhr conferirte Se. Majeſtät 


mit dem Miniſler⸗Präſidenten unter Zuziehung des Kriegsminiſters und 


des Wirkl. Geh. Raths v. Savigny. 

[J. M. die Königin beſuchte in dieſen Tagen die Verwundeten 
in Bethanien und im St. Hedwigs⸗Krankenhauſe. — Ihre Majeftät 
war in der 4. Vorleſung des wiſſenſchaftlichen Vereins anweſend und 
wohnte geſtern dem Gottesdienſte im Dom bei. — Das Familiendiner 
fand im k. Palais ſtatt. 

[Se. k. H. der Kronprinz] empfing am Sonnabend Vormittag 
den Prinzen Nicolaus von Naſſau und den Wirkl. Geh. Rath und 
Ober⸗Ceremonienmeiſter Grafen v. Stillfried⸗Rattonitz, Um 6% Uhr 
Abends präfidirte Höͤchſtderſelbe einer Sitzung des Central⸗Ausſchuſſes 
der Victoria⸗National⸗Invaliden⸗Stiftung und fuhr hierauf in das 
Opernhaus, wohin ſich J. k. Hoh. die Kronprinzeſſin mit den heſfiſchen 
Herrschaften ſchon um 6 Uhr begeben hatte. 

[Ihre königlichen Hoheiten der Kronprinz, die Kron⸗ 
prinzeſſin] und die Prinzeſſin von Heſſen wohnten am geſtrigen Vor⸗ 
mittage dem Gottesdienſte in der engliſchen Kapelle bei. Um 1 Uhr 
erſchienen die Prinzen und Prinzeſſünnen des königlichen Hauſes im kron⸗ 
prinzlichen Palais, um Prinz Wilhelm zum Geburtstage zu beglückwün⸗ 
ſchen, in deſſen Begleitung hierauf Ihre königlichen Hoheiten der Kron⸗ 
prinz, die Kronprinzeſſin und die heſſiſchen Herrſchaften zu Ihren Ma: 
jefäten fuhren. Um 4 Uhr fand ein Kinderfeſt ſtatt, vor deſſen Be⸗ 
ginn der Hofſtaat ‚feine Gratulation abſtattete. Um 5 Uhr begaben 
Sich die hoͤchſten Herrſchaften mit Ihren hohen Gäſten zum Familien⸗ 
Diner bei Ihren Maſeſtäten. — Ihre Majeſtät die Königin erſchien 
um 6% Uhr im kronprinzlichen Palais; bei Allerhöchſtderſelben nahmen 
die kronprinzlichen und heſſiſchen Herrſchaften den Thee ein, nachdem 
Höchſtdieſelben noch kurze Zeit der Vorſtellung im n 

5t.⸗A.) 
[Die Bundesconferenzen.] Der „Weſerztg.“ wird von hier 


gierungen Preußen bevollmächtigt haben, die Vereinbarungen mit 


dem Reichstage, namentlich über die Competenz des ſtändigen Reichs⸗Aeti 
tages, vorzubereiten.“ 
Depeſche von hier: „Es beſtätigt ſich, daß dad am Montag, den 21. Ja⸗ 68, 
nuar, in der norddeutſchen Conftrenz unterzeichnete Protocoll diejenigen 


Auch die „Koͤlniſche Zeitung“ enthält folgende 


geſchäftsleitenden Functionen, welche die Bundesverfaſſung der Präfdial- 
macht Preußen dem definitiven Reichstage gegenüber verleiht, ſchon jetzt, 


Wunſch einer Vertretung der Bundes⸗Regierungen neben der Präſi⸗ 


dial⸗Regierung während der Dauer des Parlaments ſich auch 
lichen werde“. ! 1 

[Der General der Cavallerie, Frhr. v. Manteuffel, 
iſt auf ſein Anſuchen von dem Poſten eines commandirenden Generals 
des 9. Armee⸗Corps (Schleswig⸗Holſtein) enthoben und unter Gewäh⸗ 
rung eines einjährigen Urlaubs zur Herſtellung ſeiner angegriffenen Ge⸗ 
ſundheit in die königl. General⸗Adjutantur zurückbverſetzt worden. Er 
gedenkt zunächſt in Merſeburg ſeinen Wohnſitz zu nehmen. 

[Ein Wahl ſchreiben des bekannten Gr. v. Weſtphalen.] 
Im Arnsberger Kreiſe hatte Dr. Elven abgelehnt, und ſtatt feiner bringt 
die liberale Partei den jetzigen Abgeordneten Kropf in Olsberg in Vor⸗ 
ſchlag. Ehe letzteres bekannt war, tritt nun der aus dem Herrenhauſe 
bekannte Graf v. Weſtphalen mit folgender Aufforderung an die Deffent: 
lichkeit: 

Zur Wahl eines Abgeordneten für das norddeutſche Parlament aus den 
vereinten Kreiſen Arnsberg, Meſchede und Olpe ſind als Candidaten — 
der miniſteriellen Partei der Herr Ober⸗Präſident v. Düesberg und 
der Fortſchrittspartei der Herr Advocat⸗Anwalt Elwen aufgeſtellt worden. 
Neben dieſen beiden Parteien, die in der Geſammt⸗Bevölkerung des Wahl: 
kreiſes — dem eigentlichen Kern des alten koͤlniſchen Sauerlandes — eine nur 
verſchwindend kleine Minderheit darſtellen, will die große Mehrheit eben ſo 
wenig von einem miniſteriell geſinnten Beamten, wie von einem fortſchrittlichen 
Freimaurer etwas willen. Denn wie fie in confeffioneller Beziehung ſich treu 
um alten unverfälſchten Katholieismus bekennt, fo hält fie in politiſcher 

eziehung, mit analogem feſten Glauben, Hoffen und Lieben auch an den 
ewig unwandelbaren Grundſätzen des Rechtes, wie ſie ja ſchon in den zehn 
Geboten niedergeſchrieben ſind, feſt und verabſcheut daher die Anmaßung, ein 
à la Tweſten Zukunſtsrecht aus der Maue ſchütteln zu wollen. — Soll nun 
dieſer Mehrheit unſerer B völkerung die Wahl für einen Abgeordneten durch 
die beiden genannten Minderheits⸗Parteien, die ohnehin ja über die Voraus⸗ 
ſetzung: das Recht durch die Macht geſtalten zu können, volllommen einver⸗ 
ſtanden und nur darüber im Streite ſind, wer von ihnen die Macht, und mit 
der Macht jenes gefälſchte Recht, haben ſolle, — nicht über dem Kopf wegge⸗ 
nommen werden, ſo muß die Mehrheit der Wähler ſich auch über einen ihre 
Grundſätze vertretenden Candidaten bei Zeiten einigen, um einer Zerſplitte⸗ 
rung der Stimmen, einer Niederlage und damit dem Siege der Minderheit 
vorzubeugen. — Um eine ſolche Einigung herbeizuführen, glaube ich eine 
Vorberathung der gleichgeſinnten Wähler vorſchlagen zu dürfen und bitte 
Jeden, der ſich den Sinn fü 
hat, am Mittwoch, den 30. dieſes Monats, Morgens 9½ Uhr, in der Poſt⸗ 
halterei zu Grevenbrücke an der Lenne zu dieſem Zwecke mit mir zuſammen⸗ 
kommen zu wollen. Haus Laer, den 21. Januar 1867. 

Graf v. Weſtphalen. 

Zu den Wahlen.] Für die Kreiſe Sieg und Waldbröl 
ſchlägt das Wahleomite von Selſcheid Gottfried Kinkel zum Candidaten 
vor. Im Kreiſe Bochum wird der Landrath Pilgrim als Gegen⸗ 
candidat des Dr. Löwe vorgeſchlagen. 

Elberfeld, 26. Jan. [Herr v. Schweitzer.] Das ſocial⸗demokratiſche 
Wahlcomite für Elberfeld und Barmen giebt ein Flugblatt aus, in welchem 
es ſich gegen die Candidatur des Herrn v. Schweitzer ausſpricht und zunächſt 
feine Moralität in Bet eff der bekannten Mannheimer Beſtrafung, dann feine 
Stellung zur Arbeiterpartei beleuchtet. Daſſelbe kommt zu dem Reſultat, daß 

err v. Schweitzer von der Reactionspartei erkauft ſei und im Einverſtändniß 
mit derſelben agitire. (Rh. 3.) 


EEE dd GGG cc / 
Breslau, 29. Jan. [Polizeiliches.] Geſtohlen wurden; Heilge⸗Geiſt⸗ 
ſtraße Nr. 19 1 grünes wollenes Kleid mit ſchwarzem Bandbeſatz, 1 leinenes 
rauenhemde, 1 ſchwarz⸗ und brauncarrirter Frauenrock, 1 ſchwarze kattunene 
chürze, 1 roſa Parchent⸗Unterjacke, 1 Paar Knabenbeinkleider, 1 roſa Vor⸗ 
bang mit Krauſe, 2 neue Crinolinen mit Gurten und Band und 2 neue 
Küchenhandtücher; Lehmdamm Nr. 6 2 Manns⸗ und 1 Frauenhemde, 2 Hand⸗ 
tücher und 1 buntcarrirter Deckbettüberzug; Neue⸗Tauenzienſtraße Nr. 87 eine 
Radwer; auf dem Wege von der Trebnitzerthor⸗Expedition bis nach der Oder⸗ 
Vorſtadt aus einem Wagen 1 Handkorb, 5 Leinwandſäckchen, 4 davon grau 
und 1 blau⸗ und weißgeſtreift, 1 blecherne und 1 thönerne Flaſche, 1 Paar 
Lederſchuhe und 1 Schachtel, in welcher ſich mebrere ſeidene mit Stahlperlen 
verzierte Damennetze befanden; Urſulinerſtraße Nr. 21 1 ſchwarzer Tuchrock, 
1 weißes leinenes Mannshemde, 1 weißes Vorhemdchen mit Kragen, gez. 
R. P., 1 weißes leinenes Taſchentuch, gez. A. S. D., und 1 Paar noch gute 
Kalbleder⸗Stiefeln; Nadlergaſſe Nr. 14 1 Paar ſchwarz⸗ und weißgeſtreifte 
Buckskinhoſen, 1 Weſte, I lila Halstuch, 1 weißes Vorhemdchen mit Kragen, 
1 Taſchenmeſſer mit weißen Schalen und 1 weißes und mehrere bunte 
Taſchentücher; Büttnerſtraße 5 ein kleines Colli, ſign. M. 520, enthaltend 
60 Pfund italieriihen Hanf; Matthiasſtraße 54 aus dem Schanklocole 1 un: 
überzogener neuer weißer Schaſpelz; Nikolaiſtraße 57 2 rothcarrirte Deckbett⸗ 
überzüge, 5 Paar Frauenhoſen von Parchent und 2 Hemden; Oderſtraße 7 
zwei Stück Zinkröͤhre von 15 Fuß und reſp. 12 Fuß Länge. (Frmobl.) 


— 


verwirk⸗ 


Meteo rologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bel 0 | Ba- Luft- Winde | 
in Barifer Linien, die Tempera- Tempe- richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Neaumur. rometer. ratur. Stärke. 
Breslau, 28. Jan 10 U. Ab.] 331,26 70,2] SO. 2. Trübe. 
29. Jan. 6 U. Mrg.] 329,81 [73,5] S. 1. Regen. 


Breslau, 29. Jan. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 14 F. 5 3. U.⸗P. 1 F. 3 8. 
Eisſtand. f 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Peſt, 28. Jan., Abends. In der Sitzung der Siebenundfünfziger⸗ 
Commiſſion war Berathungsgegenſtand das Elaborat der Fünfzehner⸗ 
Commiſſion. Tisza, Führer der Linken, zieht den Minoritätsantrag 
zurück. Nyary will die Verhandlungen vertagt wiſſen, bis die Inte 
grität der Verfaſſung bergeftellt ſei. Die Majorität iſt für Berathung, 
worauf in der Specialdebatte die erſten 2 Punkte des Elaborats an⸗ 
genommen werden. N (Wolff's T. B.) 

Athen, 27. Jan. Eine officielle Depeſche der grlechiſchen Ne ⸗ 
gierung bringt Nachrichten aus Candia vom 21. Januar: Nach erbit⸗ 
tertem Kampfe der Sphakioten und Juſurgenten von Selinos und 
Apokoronos landeten 1500 Türken, konnten jedoch das Defilee von 
Hagia⸗Noumeli nicht erzwingen. Die Inſurgenten verwarfen die Vor⸗ 
ſchläge Muſtapha Paſchas, welcher die Küſten beſetzte. f 

(Wolff's T. B.) 

Newyork, 26. Jan. Morgens. Der Präfident genehmigte die 
Bill, nach welcher der Congreß am 4. März wieder verſammelt 
wird. Keine Courſe. (Wolff's T. B.) 

Hamburg, 28. Jan. Als Candidaten für den norddeutſchen Reichs⸗ 
tag ſind hier aufgeſtellt die Herren Slomann, Chapeaurouge und 
Dr. Anton Rae. 


en, . San benden) Gen fei är. Credi 167 
. Jan. en 8 ecten ſtationär. Creditactien 167, 
Nordbahn 160, 00. 1880er Looſe 80, 50. 1864er Looſe 80, 5055 x 


eitens 1 


r ewiges, unwandelbares Recht offen erhalten |. 


ſchloſſen matter. Valuten behauptet. — Schluß⸗Courſe: 
5276. 7 8 0 N ee mat 
— Vereinsbank . orddeutſ e „ 
bahn 79 enen ee gr? Finnländiſche Anleihe 81%. 
Ruſſiſche Prämien-Anl. 86%, 1866er Ruff. Prämien⸗Anleihe 84. proc. 
Verein. St.⸗Anleihe pr. 1882 69%, En 

amburg, 28. Januar. [Getreidemarkt.] Weizen loco zu den 
gewichenen Preiſen einiger Umſatz, ab auswärts etwas feſter, auf Termine 
hoher bezahlt, pr. Januar⸗Febr. 5400 Pfd. netto 152 Bancothaler Br, 

d., pr. Frühjahr 146 Br., 145 Gl. Roggen loco flau, ab auswärts u 
auf Termine feſt, pr. Januar⸗Februar 5000 Pfd. Brutto 91 Br., 90 G1 
pr. Frühjahr 88 Br., 87% Gld. Del flau, loco 25%, pr. Mai 26, pr. Octo⸗ 
ber 2670. Kaffee und Zink geſchäftslos. — Trübe, Tha 5 b 

Antwerpen, 28. Jan. Petroleum, raff. Type, weiß, flau, 49 Fres. 


r 100 Ko. 

Liverpool, 28. Januar, Mittags. Baumwolle: 10 — 12,000 Ballen Um⸗ 
ſaz. Feſter Markt. Middling Amerikaniſche 14%, middling Orleans 15 
fair Dhollerah 12%, good middling 117 Dhollerah 11%, middling Dhollera 
1 1%, 1 K 5 8%, good fair Bengal 9%, Domra Dhollerah (ſchwimmende 
Londen, 28. Jan. Getreidemarkt (Schluß bericht). Engliſcher Weise 
2, neuer fremder I—2, Gerſte und Bohnen 2 Sh., Hafer % Sh. billige. 
Mehl nicht gefragt, % Sh. billiger. — Regenwetter. 

Amſterdam, 28. Januar. Getreidemarkt (Schlußbericht). Roggen 
behauptet, lebhafter. Raps pr. April 70, pr. October 70. Rübböl pr. 
Mai 38%, pr. October⸗Dezember 39%. 


Berliner Börse vom 28. Januar 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aotien. | 
j 
1 


pe 


Fonds- und Geld-Course. 


Freiw. Staats-Anl. 7814299 bz. Dividende pro 1864. 1868. 
Staats-Anl, von 1859/5 103 ½% bz. 4 
dito 1880. 5214 00 bz. Aachen-Mastrich| — | — [4 134% be. 
dito 185314 |90 br. Amsterd.-Rottd. 119% 714 4 J bz. 
dito 1854 41/,|991% bz. Berg.-Märkische | 7½ 4 1150% bz. 
dito 1855/4159912 bz. Berlin Anbalt. ..|1155 13 4 212% @ 
dito 1856 4½ 90“ bz. erlin-Görlitz.. .| — — 4 169 ba. 
dito 1857 4½09% bz. dito St-Prior.“ — 5 09 ba. 
dito 1859 4i½ bz. Berlin-Hamburg. 10 9 4 156 B. 
dito 1864 4½ 99½ bz. Berl.-Potsd.-Mgd. 16 19 4 210% bz 
Staats-Schuldscheine 3% bz. Berlin-Stettin. ..| 7% 4 1134% bz 
Präm--Anl. von 1855/31), 1211, bz. Böhm.-Westb, ..| 5 — 15 159% br. 
Berliner Stadt-Oblig. 41% 9 bz Breslau-Freib. 8213 9 4 140% bz 
„Kur- u. Neumärk, 31,794, ba. Cöm-Minden. 415% | 17%, 4 143 ba. 
5 [Pommersche... [81 19 B. Cosel-Oderberg. 2, la 54% bz. 
E Posensche 4 —— — dito St-Prior./— — 4½75½ bz. 
Ss dito 315 — — — dito dito — — 15 83 B. 
8 dito neue. 4 88 ½ bz. Galiz.Ludwigsb: } 9 5 6 184 bz. 
(Schlesische 31,87% G Ludwigsh.Bexb. | 91, 10 4 148 ba. 
5 (Kur- u. Neumärk./4 91%, bz. |Magd.-Halberst. 25, 18 ja 19:4 5. 
Pommersche 91½ ba. Magd.-Leipzig.. 18¼ 20 4 7 B. 
E Posensche 4 89 ½ bz. Mainz-Ludwigsh.| 71, 8 4 |128 br. 
= (Preussische. .... 4 fil be. Mecklenburger. .| 31 2 4 78% be. 
2 J Westph. u. Rhein. 4 |96 bz. Jeisse-Brieger. 4½ | 5545 [4 104 B. 
3 (Sächsische. ......4 % ba. Niedrschl. Märk.] 4 — 4 907 bz, 
(Schlesische 4 |92% B. Niedrschl. Zwgb.| 3% 3% 4 0 ½ 4 A 
Loulsd'or 110% bz]Oest. Bk. 76% ba Nbrdb Fr-Wilh.) 4 4 14, d be. ud 
Goldkr. 9.77% bz. |Poln Bkn. — — —|Oberschl. A. . 10 112 3) ish — 
— 8 ” 
Ausländische Fonds. to. . . %% [1125 b bz. 
Oesterr. Metalliques. 5 144% à 4½ bz meer St.-B,| 5 1 5. ae 4 BE 
AR Nat Amt 53% AK bz. Oestr. südl.St,-B.| 8 97 5 103, & 4 ba. 
dito Lot-A. v. %s 508 J abab Oppeln Tarnow. 3, | 3, e I14% Q. 
dito dito 64 40% bz fa. G Rheinische. .... 1), 1 — 
dito Sder Pr-A. 4 58 bz. u. G dito Stamm. Pr.] 61% 1 1 116 ba. 
dito Eisenb. I. — |67% ba. u. a Ahein Wanebahnſ = | — 14 182% bz. 
Ital. neuo 5 proc. AnL|ä. 4% 4 % bz : 3 45 Hi Be | 
Russ, Engl. Anl. 196215 % 4 % ba. Warschau Wien Thal S 8 (61 ber N 
dito Holl. Anl. 186416 3 0 rschau- Wien.] 712 815 ba. 
dito Poln. Sch.-Obl. = — zZ. 
Poln, Pfandbr. III. Em. bz. u. B 8 15 
ele Obl.a 600 f (b % Bank- und Industrie-Papiere. 
dito & 300 bis 190% br. Berl. Kassen- V. T1½ | 81 184 6. 
Kurhess. 40 Thlr. Obl.|— 526 bz. Braunschw. B. io —. 88% B. 
Baden. 35 Fl. Loose — 30 bz. Bremer Bank.. 780 | 61 — G. 
Amerikan St.-Anl. . 6 177% bz, Danziger Paul Zi 2 10 19 6 6. 
8 de Darmst, Zettelb. u 2 
Ar „ 104%, etw. br 
110 460% B. Gothaer „ 7751? 57% B. 
dito IV. 45 — — 5 Hannoversche B.] 5% 1 bz. 
dito UI, St. 3108. 31 772, ba. n Norıl.E 20%, dan 
Coln. Minden . 8% 6. ER ne | 1 11 ba. 
dito 11.5 102˙B Königsberger B.] 69, 6½ 111 8. 
dito 4 86% bz Luxemburger B.| 4 6 76 etw, bz 
dito mu 84, G. Magdeburger B, | 5% | 54 934 B. 
dito 4% 980 2 Posener Bank. .| 7 61 G. 
dito IVIA 84 ba Preuss. Bank-A. 10% | 10 1½ 150 % br 
dito va 84% B Thüringer Bank 4 4 B; 
Cos.-Oderb, WIm) 4 82 8. Weimar „ 61% 91 br. 
dito L Em. 44(— — — — 
Gal. Ludwigab. 45 77 b 
Niederschl. Jak 4 00 P. Berl. Hand., Ges. 8 8 105%, etw. ba. 
dito conv. A |00Y, G Coburg Oredb.A.| 8 s 88 G. 
dito II. 4 B Darmstädter „| 6 81% br. 
dito iv. — — Dessauer 2 2% @. 
Näschl. Zweigb. L. Cs "101 bz Dise, Com,-Anth.| 615 64, 10% dr. 
Oberschles. 4. 4 Genfer Credb.-A.| — — 24 bz. 
dito B. 2. — — — Leipziger | „4 4 4 8. 
Ar 4 488 G. Meininger 71 7 93% B. 
dito B. 4 88 6 MoldauerLds.-B.| — — etw. bz. 
dito l 31½ 790 bz Oesterr. Credb. A. 6 775 63 84 bz. u. B. 
dito F. + 423194 B. Schl. Bank«-Ver.| 6½ | 24 113 6, 
dio G. 493 , bz 
Oest.-Frans . 3.1237 b 
Oest. südl. St.-B. . 3 224 bz Minerva. — 1 37% G. 
Rhein. V. St. gar. ‚(dl — Fbr. v. Eisenbäf. 8% | 61% 150. B. 
Rhein-Nahe-B. gur. 44% B. | j 
Berlin, 28, Januar. Roggen loco 8 56 — 1 Thlr. ab 
ahn bez. — Rübböl loco 11% Thlr. — Spiritus loco obne Faß 
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Breslau, 29. Januar. Wind: Slld⸗Oſt. Wetter: regnicht. Thermos 
meter Früh 2 Grad Wärme. Der heutige Warn verlief bei ume ruhigem 
Geſchäftsverkehr obne weſentliche Preisänderung, das Angebot zeigte nur 
mittelmäßigen Umfang. 

Weizen gut bebauptet, pr. 84 Pfd. ſchleſiſcher weißer 85 bis 97 Sgr., 
gelbe: 85—.95 Sgr., feinſte Sorte 2—3 über Notiz bezahlt, galiziſcher und 
2 8 weißer 85—97 Sgr., gelber 95 Sgr., feinſſe Sorte über Notiz 

ezahlt. — Roggen preishaltend, pr. 84 Pfund 68 fein te 
Sorte über Noti 570 lt. — Gerſte ohne Aenderung, pr. 74 En. helle 
58—60 Sgr., gelbe 80 — 56 2 feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — 
Hafer feſt, pr. 50 Pfd. 30—33 Sgr., f Sorten über No 

Schfen ce d ar en 08 var Wah 
pinen ſchwer verkäuflich. — ſiſche Bohnen ſchwach zuge — 
Schlag lein beachtet. — Rapskuchen unverändert, 48-50 Sgr. vr. Ctr. 


nme Börfe vom 29. Januar.] Schluß⸗Courſe 1 Uhr 
Nachmittags. Nuſſiſch Papiergeld 83—82 ) bez. u. Br. Oeſterr. Banknoten 
77% bez. Schleſ. Rentenbriefe 92, — / bez. u. Br. Schleſiſche Pfandbriefe 
87% Br. Oeſterr. National⸗Anleihe 53% bez. Freiburger 140% bez. 
Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchleſ. bitt. A. und C. 178 bez. u. Br. s 
bahn 54% Br. Oppeln⸗Tarnowitzer 74% bei Oeſterr. Creditbank⸗Actien 
64%—Y bez. u. Br. Schleſ. Bank⸗Verein 113% bez. 1860er Looſe 66 Gd. 
Amerikaner 777 —% vr Warſchau⸗Wiener 61% bez. Minerva 38 bez. u. Br. 
Nader En ber el 2 mu 8 * (den, 
etzungen der pollze ommiſſion pr. n Silbergro 
f fein mittel ordin. 


ein mittel ordin. n 
Weizen, weißer. 9597 93 89 Gerſtie 5950 58 5356 
do. gelber 93—95 91 1069 Safe ta 33—34 32 30-81 
Roggen 72 71 70-69] Erbſen 66—70 63 51-583 


Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 
gi 3 1 Raps und Nübſen. 


— 22 


Winterrübſen. 186 180 170 
. en in 1 144 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
HERR 1 


Loco (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort, bei 80% Tralles 
16 16% Gd. 


Officiell gekündigt: — Gt. Weizen. 1000 Ctr. Roggen. — Gtr. Hafer. 
Weir Napsfuchen. — tr. Mabbl. — Gt, Feind. — Ort. Spiritus. 


Oberhemden, à 25 Sgr., 1 Thlr., 1%, 2 und 2% Thlr. 
M. Raſchkow, Leinwandhandlung, Schmiedebrücke Nr. 10. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Drud bon Grap, Barth und Geb: OD, Jr Wich in bel, 


